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'Aufgabe bestätigten Anzahl der Arbeitskräfte dürfen 
nicht ungesetzlich für Lohn- und Gehaltserhöhungen 
verwendet werden.

(5) Zur Anwendung der gegenseitigen Deckungsfähig­
keit nach den Absätzen 1 und 2 sind die Leiter der 
zentralen staatlichen Organe, der WB, der Fachorgane 
der örtlichen Räte und der staatlichen Einrichtungen 
befugt. Sie können diese Befugnis den Haushaltsbearbei­
tern übertragen. Zur Anwendung der gegenseitigen 
Deckungsfähigkeit nach den Absätzen 3 und 4 sind die 
Leiter der Abteilung Finanzen der örtlichen Räte befugt.

§ 2
Die Umsetzung von Haushaltsmitteln innerhalb eines 

Einzelplanes im Haushaltsplan der Republik

(1) Die Leiter der zentralen staatlichen Organe — so­
weit sie für einen Einzelplan verantwortlich sind — sind 
berechtigt, gemäß § 37 Absätzen 3 und 4 des Gesetzes 
über die Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demo­
kratischen Republik den Planansatz eines Sachkontos 
bis zu 20 %» höchstens jedoch um 500 TDM, zu über-

^echreiten, indem sie Haushaltsmittel von anderen 
Sachkonten des gleichen Kapitels bzw. Unterkapitels, 
voh anderen Ünterkapiteln (anderen Einrichtungen) und 
Vöh anderen Kapiteln des gleichen Aufgabenbereiches 
öder anderer Aufgabenbereiche ihres Einzelplanes Um­
setzern Die geplanten Haushaltsmittel eines Kapitels 
dürfen durch solche Umsetzungen insgesamt bis zu 5 % 
Überschritten werden.

(2) Die Überschreitung der Planansätze durch die Um­
setzung von Haushaltsmitteln von anderen Planansätzen 
über die unter Abs. 1 genannten Prozentsätze hinaus 
sowie eine Umsetzung von Haushaltsmitteln auf Kapitel 
und Sachkonten, bei denen bisher kein Planansatz vor­
gesehen war, kann nur mit Zustimmung des Ministers 
der Finanzen erfolgen.

(3) Eine Umsetzung von Haushaltsmitteln nach den 
Absätzen 1 und 2 darf nur vorgenommen werden, wenn 
die für das Kapitel bzw. Unterkapitel geplanten Auf­
gaben trotzdem erfüllt werden.

(4) Bei der Umsetzung von Haushaltsmitteln nach den 
Absätzen 1 und 2 dürfen

a) die für den Einzelplan insgesamt geplanten Mittel 
^ für Hauptinstandsetzungen und Beschaffungen so­

wie für Honorare nicht erhöht werden. Eine Er­
höhung der geplanten Mittel für Hauptinstand­
setzungen darf dann erfolgen, wenn für die In­
standhaltung (Sachkonto 73) geplante Mittel auf 
die Sachkonten 50 und 51 — Hauptinstandsetzun­
gen — umgesetzt werden;

b) der für den Einzelplan geplante Gesamtlohnfonds 
weder erhöht noch vermindert werden. Es darf 
keine Überschreitung der staatlichen Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplanes — Planteil Arbeitskräfte 
und Lohn — einschließlich aller für diesen Planteil 
festgelegten Zweckbindungen erfolgen. Freie Lohn­
mittel durch eine nicht volle Inanspruchnahme der 
als staatliche Aufgabe bestätigten Anzahl der Ar­
beitskräfte dürfen nicht ungesetzlich für Lohn- und 
Gehaltserhöhungen verwendet werden;

c) die für Geldausgaben an die Bevölkerung (Sach­
konten 80 Und 81) insgesamt geplanten Mittel 
weder erhöht noch vermindert werden;

d) die geplanten Mittel des Aufgabenbereiches 8 — 
Staatsapparat — nicht erhöht werden;

e) die Planansätze solcher Kapitel nicht erhöht wer­
den, die für einzelne Einzelpläne durch den Mini­
ster der Finanzen besonders festgelegt werden.

(5) Abs. 1 gilt nicht für die Finanzierung des Planes 
der Erweiterung der Grundmittel, des Planteiles For­
schung (Kapitel 610 bis 612) und die Kapitel „Projek­
tierung“ (Kap. 498).

(6) Planänderungen bzw. Plankorrekturen entspre­
chend der Anordnung Nr. 1 vom 15. Dezember 1958 zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplanes 
— Grundsätzliche Bestimmungen — und der Anordnung 
vom 31. Dezember 1958 über die Finanzierung und Kon­
trolle der Investitionen der Pläne der Erhaltung und der 
Erweiterung der Grundmittel (Sonderdruck Nr. 294 des 
Gesetzblattes) gelten — soweit erforderlich — zugleich 
als Umsetzung von Haushaltsmitteln von einem Auf­
gabenbereich auf einen anderen Aufgabenbereich im 
Einzelplan 58 — Erweiterung der Grundmittel —.

§ 3
Die Umsetzung von Haushaltsmitteln innerhalb von 

Einzelpläncn und zwischen den Einzelplänen der 
Haushalte der örtlichen Räte

(1) Gemäß § 37 Abs. 6 des Gesetzes über die Staats­
haushaltsordnung der Deutschen Demokratischen Repu-. 
blik können die örtlichen Räte Haushaltsmittel von 
einem Einzelplan auf einen anderen Einzelplan Um­
setzern Das schließt ein, Haushaltsmittel innerhalb der 
Einzelpläne Von Kapitel auf Kapitel und von Sachkonto 
auf Sachkonto umzusetzen. Durch solche Umsetzungen 
dürfen in den Haushalten der Räte der Bezirke und 
Kreise und der Räte der Städte (in Stadtkreisen) die im 
bestätigten Haushaltsplan enthaltenen Planansätze 
eines Sachkontos bis zu 20 % und die Planansätze pro 
Kapitel insgesamt bis zu 5 % überschritten werden. Für 
die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden gelten 
die von den Räten der Kreise bzw. Räten der Städte (in 
Stadtkreisen) festgelegten Höchstsätze.

(2) Die Leiter der Fachorgane der örtlichen Räte 
können gemäß § 37 Abs. 3 des Gesetzes über die Staats­
haushaltsordnung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik im Rahmen der von den örtlichen Räten festge­
legten Höchstsätze innerhalb des Einzelplanes Mittel 
von Kapitel auf Kapitel und von Sachkonto auf Sach­
konto umsetzen. Sie können ferner die Leiter von Ein­
richtungen ermächtigen, in ihrem Haushalt Mittel von 
Sachkonto auf Sachkonto umzusetzen. Bei def Fest­
legung der Höchstsätze dürfen die im Abs. 1 genahnten 
bzw. die nach Abs. 1 festgelegten Höchstsätze nicht 
überschritten werden, wobei entsprechend der Struktur 
und der Höhe des Haushaltsvolumens differenziert 
werden kann.

(3) Die Leiter der Abteilung Finanzen könnet!, soweit 
sie durch die örtlichen Räte dazu ermächtigt worden 
sind, bei den nach Abs. 2 erfolgenden Umsetzungen von 
Haushaltsmitteln einer Überschreitung der festgelegten 
Prozentsätze in folgenden Fällen zustimmen:

a) wenn es sich um Ausgaben handelt, die durch 
einen plötzlich eingetretenen Notstand erforderlich 
werden, 
oder


